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Heber die Mildung des Werwaltungsrechtes durch die 
Praxis, insbeſondere über die Nedeutung der Prä- 
judicien.) 

Aufgabe der Organe der regierenden Gewalt iſt, die thatſäch⸗ 

lichen Verhültniſſe dem Fuhalte der Rechtsbeſtimmungen gemäß zu exe 
halten. Daß dieſe Rechtssätze auch gewohuheitsrechtliche fein können, 
iſt einleuchtend. Auf die Functionen der regierenden Gewalt kann 
die Gewohnheit in zwelfacher Weife einwirken. Entweder indem jener 
von außen her eine neue rechtliche Schranke gegeben wird, welche ihr 
freies Ermeſſen begränzt; oder indem durch die Mete der regierenden 
Gewalt ſelbſt eine ſolche ſich bildet. Die aus freiem Belieben für 
einzelne Falle jedesmal neu aufgeſtellte Norm wird da in eine Rechts⸗ 
regel leicht ſich umfegen, wo das Bedürfniß, deſſen wechſelnder Ge⸗ 
ſtaltung eben durch das freie Ermeſſen der regierenden Gewalt genügt 
werden ſollte, eine feſte bleibende in den gleſchen thatſächlichen Mo⸗ 
menten ſich ſtets wiederholende Form angenommen hat. Aus dieſem 
Wechſel entſpringt das Bedürfniß einer ſicheren, nicht mehr vom Bes 
lieben der Megievung abhängigen Norm; die früher der regierenden 
Gewalt angehörige Function verwandelt ſich in eine Thätigkeit der 
executiven. 
50 Die Rechtsnormen, welche durch die Adminiſtration zu vollziehen 
find, find theils in den Geſetzen enthalten, welche von den geſetzgeben⸗ 
den Factoren des Staates ausgehen, theils in den einfeitig von der 
Regierung erlaffenen Verorduungen enthalten. Stahl beſtimmt das 
Gebiet der Verordnung folgendermaßen: der Wirkungskreis der Ge⸗ 
ſetze umfaßt alle Verhältniſfe, welche die Freiheit und das Eigenthum 
der Staatsangehörigen betreffen. Dieſe Beſtimmung umfaßt erſtlich 
den ganzen Privatrechtszuſtand und ferner die Frelheit gegenüber der 
Staatsgewalt, fowelt diefe als Rechtsverhältniß beſteht. Wo dagegen 
dem Uuterthan durch Anordnungen der Staatsgewalt keine neue Laſten, 
die er als Individuum zu tragen hat, auferlegt werden, ſondern nur 
eine Beſchränkung feiner individuellen Freiheit innerhalb einer Sphäre, 
wo bie Befugniß öffentlicher Anregung an ſich bereits fefiſteht, da iſt 
der Wirkungskreis der Verordnung. Wenn daher zur Ausführung 
bereits erlaſſener Geſetze die nöthigen Anſtalten, die zur richtigen An⸗ 
) Nach Wilhelm Lüders“: Gewohnheitsrecht auf dem Gebiete der Ber⸗ 
waltung. 


wendung des Geſetzes erforderlſchen Inſtructionen und Erläuterungen, 
ſowie die zur näheren Beſtimmung der leitenden Grundſätze dienenden 
Detailvorſchrifteu gegeben werden ſollen, fo geſchieht dies durch Ver⸗ 
ordnung. 

In den Compendien des Staatsrechts wird die regierende Gewalt 
des Staals als ſelbſtändige Function unter den allgemeinen Hohetts⸗ 
rechten des Staats nicht gehörig unterſchleden. Die begriffliche Tren. 
nung der regierenden Gewalt von der ausführenden und geſetzgebenden 
macht aber ebenfalls unter den Verordnungen eine Unterſcheidung der 
Art nach nothwendig. Den Detailvorſchriften und Inſtructſonen, 
welche die höhere Stagtsbehörde für die Ausübung der regierenden 
Gewalt an die Unterbehörden erläßt, kommt die Eigenſchaft eigent⸗ 
licher Rechtsvorſchriſten nicht zu. Jene ſollen lediglich dle unteren 
Behörden belehren, anleſten, wie fie ſich in den verſchiedenen möge 
lichen Füllen ſachgemäß zu verhalten haben. Es ſoll nur eine über« 
einſtimmende, den ſtaatlichen Zwecken möglich entſprechende, Behand⸗ 
lung der Verhältniſſe erzielt werden. Der Staatsbürger, welcher 
glaubt, daß fein Vorgeſetzter dieſen Inſtructionen nicht gemäß gehan« 
delt hat, mag die obere Behörde auf den begangenen Fehler anfmerk⸗ 
ſam machen; aber er beſchwert ſich nicht über ein ihm widerfahrenes 
Unrecht, es liegt keine öffentlich rechtliche Streltfache vor.“) Einen 
ganz anderen Chorokter haben die Verordnungen, die zur Ausführung 
von Geſetzen beſtimmt find, welche der ganzen Verwaltung als unbe⸗ 
dingt bindende Norm vorgefchrieben find. Hier ſind in der Verord⸗ 
nung wahre Rechts beſtimmungen enthalten. Dieſe Unterfcheidungen 
find nicht unwichtig für Fälle, wo die richterliche Hülfe gegen vechks⸗ 
boidrige Acte der Verwaltung angerufen wird. 

Daß Verorduungsrecht auch durch Gewohnheft entſtehen könne, 
ſcheint Manchen Bedenken zu erregen. Mayer**) ſpricht z. B. von 
Verpaltungsregeln als einer „Art von Gewohnheſts recht.“ Es iſt 
nicht abzuſehen, wozu ſonſt als zum Gewohnheiksrechte durch die Pra⸗ 
xis gebildete Rechtsbeſtimmungen der bezeichneten Art zu rechnen 
wären. Es fpielt hier wohl wieder der alte Jrrthum hinein, daß es 
bei Adminiſtratipfachen nur auf den Nutzen ankomme, obgleich Mayer 
fonft dleſen Irrthum nicht theilt. Freilich hat es in der conftitutio« 
nellen Verfaſſung einen gewiſſen Schein für ſich, daß Verordnungen. 
nicht Rechlsvorſchriften ſind, well, wo es ſich um Geſetz und Recht 
handelt, die Kammern zu concurriren haben. Indeß iſt das Gebſet 
der Verordnung ein durchaus unbeſtimmtes und in feinen Gränzen 
gegen das der Geſetze willlüͤrlich. Es gehören z. B. die Detallvor⸗ 
ſchriften über Gerichtsverfaſſung und Verfahren dem Begriffe nach 
entſchieden zum Berelche der Verordnung. Dennoch find dieſe Gegen, 
ſtände unter den wichtigſten, welche der ſtändiſchen Mitwirkung unter⸗ 
liegen. Andererſeits iſt das Gebiet der Verordnung mehr und mehr 
der Einſchränkung untevinorfen, je höher das thätige Intereſſe und das 
Verſtändniß des öffentlichen Weſens bei den Unterthauen ſteigen wird. 
In England ift das Gebiet der einſeſtig von der Regierung erlaſſenen 
Verordnungen ein ungleich engeres und begränzteres als bei uns. Vor 
Einführung der landſtändiſchen Verfaſſungen gab der Landesherr in 


) Es ſei denn, daß die geſehlichen Schranken der regierenden Gewalt 
von der Unlerbehörde überſchritten wären. 
r) Grundzüge ves Verwalkungsrechts und Rechtsverfahren. S. 78. 


den Geſetzen und Verordnungen Rechtsbeſtimmungen aus eigener eine 
feitiger Machtvollkommenheit. Fur einen gemiffen Theil des öffent⸗ 
lichen Rechts, für die principielle Normirung öffentlicher Rechtsver⸗ 
hältniſſe iſt er jetzt an die Mitwirkung der Kammer gebunden; für 
die detaillirteren Rechtsſätze hat er die alleinige Ausübung der geſet⸗ 
gebenden Gewalt behalten. 

Eine Rechtsbeſtimmung, welche, dem Verordnungsrecht angehörig, 
durch die Praxis entſtanden iſt, iſt nach ganz denſelben Grundſätzen 
wie das ausdrückliche Verordnungsrecht zu beurtheilen. Die Giltigkeit 
derſelben beruht nicht auf der ſtillſchweigenden Genehmigung der Re⸗ 
gierung; fie iſt lediglich durch die princſpielle Uebereinſtimmung mit 
den allgemeinen Geſetzen des Staats ebenſo bedingt, wie die ausdrück⸗ 
lich von der Regierung erlaſſene. 

Die Ausdrücke: Herkommen und Gewohnheitsrecht werden häufig 
ſynonym angewandt. Doch muß man fich ſtels gegenwärkig halten, 
daß diefelben im ſpeeifiſch techniſchen Sinne eine verſchtedeue Bedeu⸗ 
tung haben. Den privatrechtlichen Beſtimmungen analog betrachtet 
man die öffentlich⸗rechtlſchen Befugniſſe eines Skaatsbürgers als recht⸗ 
lich begründet, wenn der Anfang der Ausübung über Menſchen Ge⸗ 
denken hinausliegt. Insbeſondere wird dies wichtig da, wo es ſich um 
öffentliche Rechtszuſtände handelt, die der mitlelaltrigen Staatsanſicht 
gemäß einen vorwiegend privatrechtlichen Charakter an ſich tragen. So 
bei dem Beſitze finatlicher Hoheitsrechte, bel verſchtedenen Gewerbsrech⸗ 
ten. Ein Gewohnheitsrechtsſatz dagegen begründet nicht beſondere 
Rechts verhältniſſe eines Einzelnen allein, ſondern normirt allgemein dle 
Rechtsverhältniſſe unbeſtimmter Perſonen, bei welchen dle thatſächlichen 
Momente ſich finden, an die feine Wirkfamkeit geknüpft iſt. Im mo⸗ 
dernen Staate hat das Herkommen eine hervorragende Bedeutung für 
das Rechtsgebiet der regierenden Gewalt. Die Acle diefer zielen 
darauf ab, einen nur für ben einzelnen Fall giltigen Rechtszuſtand zu 
begründen. Der befondere Act der Begründung, ſei es in der Form 
einſeitiger Verlelhung oder eines Vertrages, kaun bei fehlenden Be- 
weismitteln durch den Nachwels des Beſtehens ſeit unvordenklicher 
Zeit erfetzt werden. Dagegen kann durch die Berufung auf das Her⸗ 
kommen kein Rechtszuſtand geftügt werden, dem durch ein allgemeines 
Staatsgeſetz bereits der Schutz vor den Einwirkungen der dlserelio⸗ 
nairen Machtbeſugniß des Staats entzogen worden iſt. 

Für die Erſchließung der Sätze des ungeſchrlebeuen Rechtes haben 
das bedeutendſte Anſehen und Geltung die Acte der Behörden. 

Die hiſtoriſche Schule fehlen in der Praxis der Gerichte die auf 
unmittelbarer Volksüͤberzeugung beruhenden Rechtsſätze von den durch 
wiſſenſchaftliche Deduction hervorgebrachten Sätzen. Diefe ſollten zwar 
Rechtsſaͤtze ſein; mußten aber, wenn fie als falſch deduckrt anerkannt 
würden, ſelbſt nach laͤngſter Dauer und Geltung abgeändert werden. 
Hierbei liegt eigentlich die Anſicht zu Grunde, daß gewohnheitsrecht⸗ 
liche Bildungen nicht auf Reflexion beruhten, fondern den Einzelnen 
unbewußt nur durch den Volksinſtinct hervorgebracht würden. Es iſt 
aber lein Grund einzuſehen, weshalb die lange Dauer der Anwendung 
nicht auch wiſſenſchaftlich deducirten, mit bewußter freier Gelſtes⸗ 
thätigkeit abgeleiteten, Sätzen den Charakter von wirklichen Rechte⸗ 
fägen verleihen follte, welche nicht willkürlich umgeſtoßen werden 
dürfen. 

1700 BVerhältniffe auf dem Gebiete der Verwaltung find nun 
gerade recht geeignet, um den Irrthum recht deutlich hervortreten zu 
laſſen, in welchen die hiſtoriſche Schule hier gerathen iſt. Fur das 
Verwaltungsrecht exiſtirt kein beſonderer Stand‘, welcher die Entwick⸗ 
lung der Theorie dieſes Rechtsgebietes zu ſeiuer befouderen Aufgabe 
ausſchließlich machte. Es giebt daher anch kein eigentliches Juriſtenrecht, 
kein von der Praxis getrenntes Syſtem von Rechtsſätzen, welches 
durch die Jurliſten, die wiſſenſchaftlich gebildeten Glieder der Nation, 
aus den Geſetzen zuſammengeſtellt und durch Deductionen aus dem 
gegebenen Mechtäftoffe erweitert und bereichert wäre. Zwar liegt die 
höhere Verwaltung durchgängig in den Händen von Männern, welche 
eine wiſſenſſhaftliche Bildung genoſſen haben. Es iſt daher natürlich, 
daß von denfelben eine Menge von Rechtsſätzen aus dem Inhalte der 
Geſetze abgeleitet und ſodann in praxi zur Anwendung gebracht 
werden. Aber die Maſſe diefer Rechtsſätze verfließt mit denjeulgen, 
welche aus unmittelbarer Volksüberzeugung fließen follten, in ein 
gleichartiges Ganze; es iſt fackiſch unmöglich, in der Verwaltungs⸗ 
praxis Gewohnheitsrecht und Juriſtenrecht zu ſcheiden: Theorle und 
Praxis, Gedanke und wirkliches Leben ſtehen hier in unmittelbarſter 
Wechſelbeziehung. Gegenüber diefer Thatſache iſt es nicht möglich, 
jenen Unterſchled mit feinen abnormen juriſtiſchen Wirkungen für das 
Privatrecht feſtzuhalten. Die Treunung von Theorie und Praxis iſt 
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im Civilrechte lediglich äußerlich, zufällig; das Juriſtenrecht iſt auch 
hier nichts Anderes, als wie der mögliche Grund für ein Gewohn⸗ 
heitsrecht. Der Rückſchluß aus den Zuſtänden im öffentlichen Rechte 
auf die im Prwatrechte iſt durchaus zuläſſig, ja nothwendig. Einmal 
weil die Theorie des Gewohuheits rechtes überall! nur eine ſtaatsrecht⸗ 
liche ist; ferner well unfere Adminiſtrativbehörden neben ihren exeeu⸗ 
tiven Functionen auch die Gerichtsbarkeit in öffentlichen Sireitſachen 
haben. Bei den Verwaltungsbehorden wie bei deu Eivllgerichten ſteht 
der Rechts ſatz durch, daß ſie befugt Find, nicht ausdrücklich im Gefetze 
vorgefihriebene, ſondern daraus abgeleitete Sätze, als wäre es eigent⸗ 
liches Recht, praktiſch zur Anwendung zu bringen. 

Die irrige Unterſcheldung zwiſchen Gewohnheitsrecht und Jurkſten⸗ 
recht entſpringt vornehmlich daraus, daß die Lehre vom Gewohnhelts⸗ 
rechte bisher ſtets in den Handen der Eintliften gelegen hat. Durch 
die Reception des fremden Rechts ward die Scheidung zwiſchen Prak⸗ 
tikern und gelehrten Juriſten, welche die Verarbeitung des fremden 
Rechtsſtoffes zu ihrer beſonderen Beruſsaufgabe machten, zur unab⸗ 
welsbaren Nothwendigkeit. Zwar war die Scheidung zwiſchen Praktikern 
und Theoretikern in früherer Zeit nicht eine fo tiefe und weitgehende, 
fo lauge bie Faeultäten eine bedeutende praltiſche Thätigkeit entfalteten. 
Erſt in unſern Zeiten ward dieſe Spaltung zu einer wahren Calamität 
des öffentlichen Lebens, Für das Privatrecht laßt ſich daher theoretisch, 
aber doch immerhin nur äußerlich das Recht der gelehrten Jariſten 
trennen von dem Gewohnhettsrechte der Gerichte, welches dieſe unab⸗ 
hängig von der Theorie bilden. Die Mitglieder der Verwaltungs⸗ 
behörden, der Gerichtshöfe für das öffentliche Recht, find die Theoretiker 
und die Praktiker zugleich, und fie uuterfcheiden in ihrer Praxis auf 
leine Weiſe Mechtöfäge, die auf ſog. unmittelbarer Volkgzüberzengung 
beruhen, und ſolche, welche ſie ſelber wiſſenſchaftlich vermittelt haben. 
Freilich haben die Berwaltungsbeamten ſich auch nie in der Lage 
beſunden, daß ihnen die Theorie eine Meuge Desfenigen, was fie für 
geltendes Necht hielten, als unhiſtoriſch und irrthümlich deducirt nach⸗ 
gewieſen hätte. Die Praktiker der Clvilgerichte waren iu dieſer üblen 
Lage. Die Geſetzgebung, welche die irrige Praxis hätte beſeillgen 
ſollen, ruhte. Es blieb nichts übrig, als durch die Praxis die Irr⸗ 
thämer, welche von einer früheren Zeit als geltendes Recht über⸗ 
kommen waren, umzuſtoßen. Die hiſtoriſche Schule gab dieſem Vorgange 
in der Theorie vom Juriſtenrechte eine Art wiſſenfchoftlicher Recht⸗ 
fertigung. Eine gewaltige Umwälzung des Rechtes iſt unter dem 
Deckmantel diefer Theorie vollzogen wordeu; dieſelbe iſt zwar loch 
nicht ganz beendigt, für ein ſachgemaßes Mitwirken der Gefetzgebung 
iſt aber die Erkenntniß des Irrthumes vom Zurſſtenrechte unerläßliche 
Vorbedingung. 

Der Forlſchritt des conftituttonellen Lebens In Deutſchland, das 
immer mächtigere Auſchwellen des Rechtsſtoffes in den Verwaltungs⸗ 
geſetzen, das eigene Intereffe der Admiuiſtratlon fordert dringend eine 
ausgedehntere wiſſenſchaftliche Bearbeitung des Verwaltungsrechtes. 
Es muß der Theorie dieſes Rechtsſtoffes in der Art ein ſelbſtſtäudiger 
Platz neben der Praxis eingeräumt werden, daß Jene von der Gefahr 
einer Entfremdung von dem Leben und in der unmittelbaren Anſchauung 
feiner fo mannigfaltigen und viel verſchlungenen Verhältuiſſe bewahrt 
bleibt. Durch die Vereinigung der wiſſenſchoftlichen und praktifchen 
Behandlung des Adminiſtrotiprechts in denſelben Handen, erhält die 
Theorie, wenn auch noch nicht ſelbſtſtändig entwickelt, eine bedeutende 
Sicherheit und die nahe Berührung mit dem prakliſchen Bedürfniß — 
ein Vorzug, welchen man bei manchen anderen Rechtsdisciplinen oft 
schmerzlich vermißt. Die vollſtäudige Harmonie zwiſchen Theorie und 
Praxis bildet die Grundlage zu der geprieſenen Größe des römiſchen 
Rechts. Es ift dafür zu forgen, daß der fo jungen Theorie des Ver⸗ 
waltungsrechts nicht von vorneherein die Bedingungen eines erfreu⸗ 
u Aufblühens und einer gemeinnützigen Wirkſamkeit entzogen 
werden. 

Die Bildung von adminiſtratvem Gewohnheitsrechte wird durch 
die Thätigkeit aller Klaſſen des Beamtenſtaudes vermittelt. Die 
unteren Inſtanzen werden dabei nicht gehindert durch ihre bedeutende 
amtliche Abhängigkeit von den oberen Behörden. Insbeſondere inſoferne 
nicht, als fie an die Präjudielen der oberen Behörden, welche in öffent⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkelten ergehen, an und für ſich nicht gebunden find. 
Die Fortbildung des Rechts erfolgt, wie bereits erörtert, in doppelter 
Richtung durch die Praxis; entweder fie dedueirt neue Rechtsſätze, 
oder ergänzt die geltenden Beſtimmungen im Geiſte des beſtehenden 
Rechtes. In letzterer Hinſicht, fowie in der praktiſchen Fortbildung 
des Gemeinderechtes müſſen die oberen Behörden vorwiegend den 
Spuren der unteren nachgehen. Dieſe bewegen ſich zunächſt in den zu 
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geſtaltenden Lebensverhältniſſen, ſte find der Einwirkung des lebendigen 
Bedürfniſſes in höherm Maße ausgeſetzt, als die meiſt auf Inhalt der 
Acten deeretirenden obern Inſtanzen. 

(Schluß folgt.) 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage Der Coneurrenzaufthellung bel Pfarrhausbauten. 


Bei der Concurenzverhandlung vom 2. Mai 1866 einigte man 
ſich dahin, auf das ebeuerdige Wohnhaus des lat, kath. Pfarrers zu 
H. (in Galizien) ein Stockwerk aufzuſetzen. Zu dem Zuge des Baues 
wurde wahrgenommen, daß die alten Wände, welche die Eckſeiten des 
neuen Gebäudes bilden, beziehungsweiſe das erſte Stockwerk tragen 
ſollten, nicht mehr hinreichend feſt ſeien und abgetragen werden mußten, 
Dieſer Umftand wurde in der Protokollarverhandlung vom 7. Auguſt 
1866, zu welcher außer den Sachverſtändigen nur noch die Vertreter 
der als Kirchenpatrone betheiligten Gemeinde D. — nicht hingegen die 
Bauconcurrenz — zugezogen wurden, in förmlicher Weife conſtatirt und 
hienach das Bauproſeck ergänzt. Am 3. December 1867 fand in Ge» 
genwark aller Concurrenzparteſen die Collaudſrung und Uebernahme der 
ausgeführten Herſtellungen ftatt. Hiebei ergab ſich, daß die erwähnte 
Mehrarbeit eine Mehrauslage (gegen das urſprüngliche Koftenerfor⸗ 
derniß von 1546 fl. verurſacht habe. Die Mehrzahl der Concuxrenlen 
erkannte dieſelbe als gerechtfertigt, eine Minorität dagegen erklärte, 
daß ihr dieſe Mehranslage ſchon deßhalb nicht auferlegt werden konnte, 
weil zu der Verhandlung vom 7. Auguſt 1866 die Concurrenzparteſen 
nicht zugezogen worden ſeien. 

Nichtsdeſtoweniger wurde von Seite des Bezirksamtes auch dieſer 
Mehrbetrag auf die gefamnte Concuxrenz einſchlleßlich der erwähnten 
Minorität nach den geſetzlichen Maßftäben aufgetheilt. — Dies hatte 
mehrere Statthalterelrecurſe zur Folge, in welchen inshefondere geltend 
gemacht wurde, daß 1. die ohne Genehmigung der Concurrenz und 
gegen das bei der erſten Verhandlung vom 2, Mal 1866 vorgelegte 
Bauproject ausgeführten Mehrarbelten nur jenen Concurrenzpartelen 
zur Beſtreitung auferlegt werden könnten, welche ſich hiezu freiwillig 
derftänden ; 2. daß jedenfallg auch der Pfarrer in K. in einem höheren 
als dem ihm auferlegten Betrage concurreuzpflichtig ſei, indem nach 
den in Anwendung gebrachten älteren Concurrenzvorſchriften, insbeſon⸗ 
dere nach dem Krelsſchreiben vom 17. Jänner 1812, Abſ. 2 und 3, 
jene Pfarrer, welche wie der von K. ein reines Einkommen von 1000 
bis 1500 fl. bezögen, zu den baren Geldauslagen für Reparaturen an 
Pfarrgebauden die Hälfte beizutragen hätten. — Das Bezirksamt, zur 
Rechtfertigung über dieſe Beſchwerdepunkte aufgefordert, bemerkte ad 1., 
daß die Abtragung der alten Wände feine Abänderung des Profectes 
iu fich ſchloß, vielmehr im Intereſſe der Coneurrenzparkeſen, welchen ja 
die Solſdität der neuen Bauführung zuſtatten käme, gelegen war, und 
daß eben deßhalb eine neuerliche Einvernehmung der Concurrenz nicht 
nöͤthig erſchien; ad 2. daß das Jahreseinkommen des B neſiciaten 
wegen des Mangels eines reetifleirten Inventars nicht bakannt war, 
und daß daher die Bemeſſung feiner Concurrenzquote nur nach dem 
Steuergulden von dem Pfarrgute O. erfolgen konnte. Hierüber wurde 
zunächſt im Wege der Rechnungsbehorde erhoben, daß das inventar⸗ 
mäßige Einkommen des Pfarrers in K. 2126 fl. 23 kr., nach Ab⸗ 
schlag fämmtlicher Pfrundenlaſten aber noch immer über 1000 fl. be⸗ 
trage, daher auch beantragt wurde, daß der Pfarrer von den mit 751 fl. 
65 kr. bezifferten Barauslagen die Hälfte zu tragen hätte. 

Die Statthalterei fand jedoch den Mecurs zur Gänze zurückzu⸗ 
weiſen und zwar in Betreff des erſten Beſchwerdepunktes, weil der 
Neubau der ebenerdigen Mauern erſt im Zuge der Arbeiten als noth⸗ 
wendig erkannt wurde, weil dieſe Nothwendigkeit aus rein techniſchen 
Rückſichten eutſpraug und weil überhaupt das projectirte Ausmaß der 
Ubicationen nicht überſchritten wurde. Rückſichtlich des zweiten Beſchwerde⸗ 
punktes wurde in den Eutſcheidungsgründen bemerkt, daß zwar die 
Concnnrenzpflicht des Pfarrers in der Höhe der obigen Ziffer zu Recht 
beſtehe, daß aber dieſer Beitrag uur zu den baren Patronatsauslagen 
ſtattzufinden habe, und daß fomit, da die Gemeinde K., welche dieſe 
Auslagen kreffen, nicht recurrirt habe, den Recurſen auch in dieſem 
Punkte nicht Folge gegeben werden könnte. 

Gegen dieſe Entſcheidung haben dieſelben Concurrenzparteien 
(Muinorität) den Miniſterialrecurs eingelegt. Derſelbe erkennt an, daß 
nachdem das Gebinde einmal aufgeführt ſei, rückſichtlich der Bau⸗ 


führung ſelbſt keine Beſchwerde mehr erhoben werden könnte; es wurde 
alfo der erſte jener zwei Beſchwerdepunkte fallen gelaſſen. Dagegen 
wurde rückſichtlich des zweiten geltend gemacht, daß die Veitragapfficht 
des Pfarrers nicht zu Gunſten des Pakrons, ſondern gerade umgekehrt 
zu Gunſten der Concurrenzparkeien und nur zu ihren Gunſten beſtände 
Denn in dem 1. Abſatze des erwähnten Kreisſchreikens vom 17. Jän⸗ 
ner 1812, heiße es: „bei einem Kirchenbau hat der Patron jederzeit 
die eine und das Dominium die andere Halfte der baren Auslagen 
zu tragen. Von diefem Beitrage wird aber dns Dominium bei dem 
Baue der Pfarrwohnung und Mirthſchaftsgebäude ſogleich befreit, ſo⸗ 
bald bei einem die Congrun überſteigenden Benefſeium der Pfarrer zu 
den baren Geldauslagen coneurriren muß“, Da nun ſeit der Aufhebung 
des Unterthänigkeitsverbandes der Dominicalbeitrag nämlich die Hälfte 
der baren Auslagen ſowie die Beiſchaffung des Materials auf die 
Eingepfarrten überging, jo fi klar, daß jener Beitrag des Pfarrers 
wie ehemals dem Dominium allein, jo jetzt den Porochtanern allein, 
nicht aber dem Patrone zu ſtatten zu kommen hat. Da die Koſten 
des in Frage ſtehenden Baues insgeſammt 10.684 fl., die baren Aus⸗ 
lagen aber 6000 fl. betragen, ſo ſollte dem Patrone die eine Hälfte 
der letzteren, dem Pfarrer die andere Hälfte derſelben, der Concurrenz 
aber nur der Reſt der Geſammtauslagen, nicht alſo wie das Bezirks⸗ 
amt gethan hat, der Betrag von 8017 fl. auferlegt werden. 

Hierüber erfolgte dom Miniſterium für Cultus und Unterricht 
am 17. Jänner 1870, 3. 11005, im Wefeutlichen folgende Ent⸗ 
scheidung: In der Erwägung, daß nach den älteren galiziſchen Kirchen⸗ 
und Pfarrbaulormalien, ingbefondere nach dem Kreisſchreiben vom! 
17. Jänner 1812, einerſeits die Hälfte der baren Auslagen bei ſolchen 
Bauten dem Dominjum als ſolchem, andererſeits eine ebeuſalls bis 
zur Hälfte dieſer Auslagen hinaureichende Coucurrenz dem über die 
Congrua dotirten geiſtlichen Pfründner auferlegt erſcheint; in Erwä⸗ 
gung, daß dieſe letztere Beitragstangente rückſichtlich aller baren Bau⸗ 
auslagen beſteht, fomit allen bei derſelben ſonſt betheiligten Parteien, 
insbeſondere nicht dem Patron allein, fondern auch dem Dominium zu 
ftatten zu kommen hat; in der Erwägung, daß feit der Aufhebung des 
herrſchaftlichen Verbaudes ſowohl nach der Natur der Verhältniffe als 
nach ausdrücklichen Directiven (Erlaß des Miniſterſuns des Innern 
und der Justiz vom 10. Junt 1949, 3. 3965) die ehedem dem 
Dominium als ſolchem auferlegte Beitragshälfte auf die Elngepfurrten 
übergegangen iſt; in der ferneren Erwägung, daß hienach auch in dem 
vorliegenden Baufalle, wie aus dem Vertheilungsausweiſe des Bezirks⸗ 
amtes vom 1. April 1868 erhellt, außer den eigentlichen Concurrenz⸗ 
auslagen auch die Hälfte der Barkoſten auf die Eingepfarrten umge⸗ 
legt worden iſt; in der Erwägung, daß dieſe Umlage ohne Nückſicht 
auf die geſetzliche Beſtragstangente des Beneſteiaten, ungeachtet dieſer 
laut der Acten ein reines Pfründeneinkommen von mehr als 1000 fl. 
genießt, erfolgte, wird dem Mecurfe in der Richtung ſtattgegeben, daß 
rückſichllich der in den obigen Ausweis vom 1. April 1868 einbezo⸗ 
genen Koſten, mit Ausnahme der im Koſtenanſchlage zuſammengeſtell⸗ 
ten per 333 fl. eine neue Auftheilung vorzunehmen it, in welcher 
einerſeits der Beneftelat mit jenem Theile feiner geſetzlichen Tangente 
welcher in dem vorliegenden Falle den Recurrenten zuftattengefommen 
wäre, heranzuziehen if, andererſeits die den Recurrenten auferlegten 
Quoten um diefen Beneffelalbeltrag herabzuminderu find. Dabei wird 
hierorts von dem Geſichtspunkte ausgegangen, daß jener Theil der 
Beneftcialtangente, welcher der Stadtgemeinde ., dann den Concurrenz⸗ 
parteien, welche ſich eutweder der Protokollarerklärung dieſer Gemeinde 
angeſchloſſen oder doch den Recurs gegen die unterbehördlichen Ent⸗ 
scheidungen zu ergreifen unterlaſſen haben, zuſtattengekommen wäre, 
von dem Beneficiaten nicht weiter eingefordert werden kann, indem in 
jener Protokollarerklärung ein ausdrücklicher, in dem Unterlaſſen des 
Recurfes ein ſtillſchweigender Verzicht auf den betreffenden Theil des 
Beneficialbeitrages erblickt werden muß, welcher Verzicht nach der Natur 
der Sache nur zu Gunſten des verpflichteten Beneficiaten, nicht zu Hunſten der 
anderen Concurrenzparteien Wirkung haben kann. Deßgleichen wird in 
Erwägung, daß die frühere Koſteuvertheilung vom 30. März 1866 längſt 
rechtskräftig geworden iſt, die gegenwärtige Abänderung der unter⸗ 
behördlichen Eutfcheidungen auf die in den Ausweis vom 1. April 1868 
eingeſtellten Auslagen beſchränkt, daher die Recurrenten init jenem 
Theile ihres Begehrens, welcher ſich auf die Vertheilung der urſprüng⸗ 
lich präliminirten Bauauslagen bezieht, abgewiefeu erfcheinen. Dagegen 
müſſen auch jene ebenfalls in den Ausweis vom 1. April 1868 ein⸗ 
geſtellten Auslagen, welche auf die erſt in der Verhandlung vom 3. Der 
cember 1867 beſchloſſenen Herſtellungen Bezug haben, aus der der⸗ 
maligen Cognition ausgenommen, und es muß vückſichtlich derſelben 


überhaupt eine neue, nach dem Landesgeſetze vom 15. Auguſt 1866 
vorzunehmende Auftheilung angeordnet werden. Denn die betreffenden 
Herſtellungen erſcheinen nicht, wie die übrigen Mehrarbeiten, lediglich 
als eine weitere Ausführung der ſchon in der Verhandkung vom 
2. Mai 1866, alfo noch unter der Wirkſamkeit der älteren Bau⸗ 
normalten präliminirte Bauführung, fondern als ganz neue Heriti 
Lungen, welche daher nach den ſelther in Kraft getretenen neuen Vor⸗ 
ſchriften zu behandeln find, wie denn auch in jenem Protokolle vom 
3. December 1867 die Zuſtimmung der Concurrenten zu denſelben 
uutsdrücklich an die Bedingung eiuer ſolchen Behandlung geknüpft werde. 
(Ger.⸗Ztg.) 


Aus Sanitütsrüclſichten berfügte Limitirung der Menge einzulagernden 
Käſes If Gegenſtand der Gewerbepolizei. 


Peter St. führt eine Handlung in der Stadt J. nnd verkauft 
unter anderen Artikeln auch allerlei Gattungen Käſe, welche in einem 
dem Verkauſslocale nahen Magazine eingelagert find. Die Ausdün- 
ſtungen des Kafes veranlaßten ſchon ſeit Jahren Klagen der Nachbarn, 
Commiſſianen, Verbote und Strafen von Seite des Stadtmagiſtrates. 

Im December 1869 beſtimmte der Stadtmagſſtrat das Quantum 
an Küſe, welches St. in feinem Magazine in der Stadt einlagern dürfe, 

St. fühlte ſich durch dieſe Verfügung beſchwert, weil dadurch fein 
(freies) Gewerbe willkürlich eingeſchränkt und das Ertragniß derſelben 
herabgemindert werde, und ergriff den Rerurs an die Statthalterei. 

Die Statthalterei erkannte, daß bel dem Umſtande als in dieſem 
Falle keine Strafſache vorliege, als es fich lediglich um einen Gegen⸗ 
ſtand der Geſundheitspolfzel handle, welche durch die Aursbünftungen 
großer Quantitäten eiugelagerter Käſe gefährdet werden foll, da ferners 
die Handhabung der Geſundheitspolizei ſowohl nach dem tlrol. Gemeinde⸗ 
Geſetze vom 9. Jaͤnner 1866 als auch nach den 88. 69 und 91 des 
Gemelnde⸗Statutes der Stadt J. vom 11. Jun 1850 (L. G. B. für Tirol 
Nr. 98 S. 164) zum felbfiftändigen Wirkungskreiſe der Gemeinde gehört, 
die vom Stadtmagiſtrate getroffene Verfügung als zum ſelbſtſtändigen 
Wirkungskreiſe der Gemeinde gehorig angefehen und behandelt werden 
müͤſſe. Diefelbe lehnte daher die Ingerenz in der Sache ab und leitete 
die Beſchwerde an den Landesausſchuß als jene Behörde, welche nach 
ben beſtehenden Geſetzen und Verordnungen und insbeſondere nach dem 
8. 88 des tlrol. Gemeinde⸗Geſetzes vom 9. ganner 1866 zur Ent⸗ 
ſcheidung über Berufungen gegen Amtshandlungen im ſelbſtſtändigen 
Wirkungskreiſe der Geureinde berechtigt ſei. 

Der Landesausſchuß lehnte die Competenz ab, indem er betonte, 
daß es fich im Falle lediglich um eine Frage des Gewerberechtes 
handle, daher der Magiſtrat feine Enkſcheiduug als polltlſche Behörde 
erſter Inſtanz gefällt habe. 

Das Miniſterium des Junern gab unterm 16. Jul, 3. 10378 
J. 9. über diefe Competenzfrage folgende Entſcheldung hinaus: „Nach⸗ 
dem der Reeurs des Kaufmannes Peter St. in feiner Weſenhelt gegen 
die nach der Gewerbeordnung zu beurthellende Geſetzlichkeit der Ma⸗ 
giſtratsentſcheldung gerichtet iſt, und der Landesausſchuß in dieſer 
Rückſicht die Competenz der höheren autonomen Organe abgelehnt hat, 
hat die Statthalterei im Sinne des §. 124, 2. Abſatz des Gemeinde⸗ 
Statutes für J. vom 11. Zuni 1850 die meritoriſche Entſcheldung 
zu fällen.“ 0. D. 


— — 


Literatur. 


„Das Verſatzamt in Wien“ eine kleine anonyme Schrift und im 
Jufammenhange damit eine andere „Das Pfandleihgeſchäft über 
haupt und deſſen Geſtaltung in Wien“ *) befaſſen fi mit Erür⸗ 
terungen über bie Wirkſamiejt des Verſatzamtes als Regierungsanſtalk und 
bringen die Nachthelle zur Auſchauung, welche durch die geſetzliche Zulaſſung 
der Privat, Industrie zum Pfandleihgeſchäſte für das Publicum, insbeſondere 
für die mit Noth känipfende ärmere Claſſe entſtehen können. 

Inſoferne dieſe Schriften Thatſächliches über die Stiftung, den Zweck, die 
Einrichtung und Geſchäftsgebahrung des Verſatzamles, über die Organiſtrung 
anderer ähnlicher Anſtalten enthalten und die ausbeutende Thätigkeit der con: 
ceſſionirten und der nicht geſtakteten, aber factiſch bestehenden, Winkelagenturen 
ſchildern, haben ſie allerdings einigen Werlh. Wo aber der Verfaſſer über 
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dieſen Stoff hinaus auf die Geſichtspunkte der Verwaltung ‚hatte kommen 
wollen, und zo er es verfucht hat, dieſe in den Kreis feiner Beurthellung zu 
ziehen, da begegnet man einer beklagenswerch mangelhaften Auffaſſung. So hat 
er gerade der Frage gar nicht gedacht, die ſich nolhwendiger Weiſe aus dem 
Ganzen ergeben hätte — ich meine die der Uebernahme des Verſatzanntes, nicht 
durch die Privatinduſtrie, die er immer vor Augen hat, ſondern durch die 
Brivatwohlthätigkeit miltelft ihrer Organe, der Vereine. Hier war der 
Ort geweſen, zu unterſuchen, inwieſerne gerade dieſe ſocialen Bildungen zu 
einem Verwaltungszwecke auszunützen wären, hier, zu zeigen, ob fie zur Ueber⸗ 
nahme und Adminiſtration der Slaatsleihhäuſer berufen und befähigt ſeien. 

Es iſt bedauerlich, daß auf Gewinn abzieleunde Unternehmungen ſich des 
Pfandleihgeſchäftes bemächtigen durſten, hierin können wir dem Verfaſſer nur 
beiflinumen, und es wird dieſer Fehler gerade in der Armenverwallung noch 
recht lange fühlbar bleiben; deßhalb aber, und weil er ſchon begangen worden 
it, brängt ſich die zwingende Nothwendigkelt heran, gegen ſolche Unternehmun⸗ 
gen eine erſtickende Concurrenz durch Unterſtügung des Vereinsweſens bei Ueber: 
nahme ähnlicher Juſlilute, ins Leben zu rufen. In diefer Rlchlung vermiſſen 
an in beiden Schriften zutreffende Gedanken und erwünſchte Vorſchläge. Daß 
der Verfaſſer bort, wo er die Abſichlen der Verwaltung berührt, ſich auf ein 
für ihn ſehr gefährliches Terrain begibt, zeigt ſich aus feinem überall hervor⸗ 
tretenden Streben, durch Monopollſirung bes Pſandleihgeſchäftes die Chancen bes 
Berſahamtes zu heben, Filialen zu errichten, und hauptſächlich, es endlich aus 
den Erträgniſſen ber Anſtalt ſelbſt zu emen möͤglichſt großen nach 
Millionen zählenden, Verſahaintsſonde zu bringen. Daun, meint er, wäre das 
Inſtilut wieder in der Lage, alljährlich, wie früher, die Ueberſchüſſe und ben 
Reingewinn aus feiner Gebahrung an den Wiener Aumen— 
haus fond abzuführen. 

Dieß kenntzeſchnet ſeinen Standpunkt. 

Die hohen Zinſen, welche die Armuth zahlt, ſollen den Fond ſchaffen, 
alfo mit einem Worte, die Noth ſoll ſich ſelbſt helſen. Dann das Reinerträgniß 
und bie Ueberſchüſſe! auf welche ver Verfaſſer fo viel Gewicht legt. Müſſen 
wir ihn jagen, baf die Regierung, wenn fie ſchon eine ſolche Unftalt in eiges 
mer Adminiſtratlon hat, das Pfand ihres Schuldners, des Aermſten unter den 
Armen, und ſeinen Rothſtand nie zum Gegen ſtande eines Ge 
winnes machen ſoll, hätte ſelbſt dieſer Gewinn nur den Zweck 
wirber anderen Armen zu Gute zu kommen? Die Ehre des Ver⸗ 
ſatzamtes läge, faſt könnte man fagen, eher darin, ſtets paſſiv zu fein. 

Wir halten as für unſere Pflicht, gegenüber den in den belden Schriften 
geäußerten Anſichten, dleſen, von dem Verfaſſer verkaunlen Standpunkt zur 
Gellung zu bringen. J. v. 8. 


Perſonglien 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zerſung“. 


Se. Majeſtät hat zu neflatten geruht, daß dem mil dem Titel und 
Charaller eines Hofrathes beleideten galtziſchen Statlhaltereivathe Moriz 
Grafen Dzieduszyeki aus Anlaß feiner Verſehung in den bleibenden Ruhe: 
itanb die A. h. Anerkennung feiner langen, treuen und erſprießlichen Dienjt: 
leiſtung bekannt gegeben werde. 

Se. Majeftät haben den Setionsrath im Miniſtertum des Innern Friedrich 
an zum Dinifterialvalhe extra statum im Ackerbauminiſterium ernannt 

Se. Maſeſtät Acht den mit dem Titel und Charakter eines Nogierungs: 
rathes befeibeten erſten Polizelroth der Prager Polizeidirectlon Wilhelm Marx 
zum wirklichen Regierungsraſhe und Poltzeſoicedireckor in Wien ernannk. 


Erledigungen 
aus dem Amtsblatte der „Wiener Zeitung“, 


Mehrere Conceptspraktikantenſtellen bei der nieder. ⸗öſterr. Finanzlandes“ 
directiom mit 400 fl. eventuell 300 fl. Adjutum bis 25. Seplember I. J. 
(Amtsblatt Nr. 206.) 

Londesthierarztesſtelle 
1. J. Amtsblatt Nr. 206, 

Prov. Concipiſtenſtelle bei der böhmischen Statthalterei mit 800 fl. 
Gehalt, (Amtsblatt Nr. 206.) 

Poſtmeiſtersſtelſe in Stilb mit 100 l. Jahres beſtallung und Amtspauſchale 
vom 85 fl. bis 25. September 1. J. (Amtsblatt Rr. 208.) 

Zwei Poſtamts Aceeſſiſtenſtellen mit je 500 fl. Gehalt gegen je 400 fl. 
Caution beim Brünner Poſtdirectionsbezirke bis 20. Sepiember I. J. (Amts: 
blall Nr. 207.) 

Officlalsſtelle bei der Männerſtrafanſtalt zu Garſten zwölfte Diätenclaſſe, 
500 fl. Gehalt, Naturalwohnung und Holzdeputat, bis 20. September I. J. 
(Amtsblatt Rr. 207.) mie 

Practikantenſtelle bei der mähriſchen Fipanzlandesdireckion mit 200 fl. 
Adjutum jährlich bis Ende September I. J. (Amtsblatt Nr. 207.) 8 ’ 

Zelasenfen=twiperiessjtille heim Fekgrann\nivestorate in Seanlin wit 
1600 fl. Jahresgehalt; dann Telegraſen⸗Commiſſärsſtelle beim Telegraſen⸗In⸗ 
frectorate zu Innsbruck anit 1200 fl., und Kontrolorsſtelle beim Telegrafenamte 
In Krakau mit 1100 fl, jährlich bis 30. September l. J. (Amtsblatt 212.) 


für Scljburg 800 fl. Gehalt bis 80. September 
) 


Drud von X. Pichlers Witwe & Sohn in Wien. 


Declag don Mocih Perles in Wien, Stadl, Spiegelgasse 17. 


